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Umsetzung von Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung des Arbeitgebers Gemeinde 
Egelsbach 
 
 
Beschlussvorschlag: 
1. Der Gemeindevorstand hat zur Sicherstellung der Deckung des Personalbedarfs und Bindung 

von qualifizierten Fachkräften der Gemeinde Egelsbach -unter Berücksichtigung von finanziel-
len, tarifrechtlichen und kommunalrechtlichen (insbesondere der haushaltsrechtlichen) Vorga-
ben- ein Konzept zu entwickeln und umzusetzen, welches einen größtmöglichen, zusätzlichen 
Anreiz schafft, mit der Gemeinde Egelsbach ein Arbeitsverhältnis einzugehen bzw. aufrechtzu-
erhalten. 

 
Die Umsetzung des Konzeptes ist zunächst bis zum Ende des Haushaltsjahres 2025 zu be-
schränken und stellt eine freiwillige, jederzeit widerrufliche Leistung der Gemeinde Egelsbach 
dar. Eine ein- oder mehrmalige Gewährung von Leistungen begründet keinen Anspruch auf die 
Fortsetzung dieser oder einer ähnlichen Maßnahme. 

 
2. Zur Umsetzung des Konzeptes wird ein jährliches Budget in Höhe von TEUR 320 im Haushalts-

plan zu Verfügung gestellt. Für den Haushaltsplanentwurf 2024 werden die Mittel aus der Kos-
tenstelle 0604012, Sachkonto 6139000 (Anwerbung ausländischer Fachkräfte; TEUR 200) und 
Kostenstelle 0102021, Sachkonto 659000 (Maßnahmen der Attraktivitätssteigerung für Beschäf-
tigte; TEUR 120) verwendet. Auf eine kostenpflichtige Anwerbung von ausländischen Fachkräf-
ten wird demnach verzichtet. 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
jährlicher maximaler Aufwand: TEUR 320 
 
Bei derzeitig ca. 160 tatsächlich besetzte Stellen beträgt der Aufwand pro Stelle ca. EUR 2.000.  
Monatlich entspricht dies ein Betrag in Höhe von ca. EUR 167. 
 
Die Mittel sind im Haushalt 2024 zum einen im Produkt 2.1.6 gemeindeeigene Kindergärten konkret 
aus dem Budget für die Anwerbung ausländischer Fachkräfte (Kostenstelle: 0604012, Sachkonto: 
6139000), sowie im Produkt 1.1.1 Personaldienste (Kostenstelle 0102021, Sachkonto 6590000) 
eingestellt. 
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Vergaberechtliche Prüfung: 
Nicht notwendig  
 
Erläuterungen: 
Für die Gemeinde Egelsbach als kleine Kommune gestaltet es sich zunehmend schwierig, geeignete 
Fachkräfte zu gewinnen. Insbesondere im Bereich der Kinderbetreuung ist die Personaldecke 
inzwischen so dünn geworden, dass die Gemeinde ihren gesetzlichen Verpflichtungen nicht mehr 
vollumfänglich nachkommen kann.  
 
Zuletzt wurde im Rahmen der Kindergartenkommission aus den Reihen der Gemeindevertretung 
gefordert, dass die Gemeinde mehr finanzielle Anreize schafft, um das bestehende Personal zu 
halten und für Jobsuchende Egelsbach attraktiver zur gestalten.  
 
Allerdings gestaltet sich die Ausgestaltung dieser zusätzlichen Anreize vor dem Hintergrund der 
rechtlichen Rahmenbedingungen als besonders schwierig. 
 
Die in diesem Zusammenhang originäre rechtliche Grundlage ist in § 48 „Rechtsverhältnisse der 
Gemeindebediensteten“ Satz 1 Hessischer Gemeindeordnung (HGO) behaftet: 
 
„Die Rechte und Pflichten der Gemeindebediensteten bestimmen sich, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes besagt, nach den allgemeinen Vorschriften für den öffentlichen Dienst.“ 
 
Hieraus abgeleitet ergibt sich folgende rechtliche Kommentarmeinung: 
 
„Bei § 48 HGO handelt es sich um eine der Vorschriften, die sich durch größte Konstanz 
auszeichnen; sie ist seit Jahren von den immer wieder erfolgenden Novellierungen des 
Kommunalverfassungsrechts unverändert gelassen worden. Hauptsächlich liegt dies daran, dass 
die Vorschrift sich auf eine generelle Verweisung auf das allgemein für den öffentlichen Dienst 
geltende Arbeits- und Dienstrecht beschränkt. Daraus wird deutlich, dass die grundsätzlich 
bestehende Personalhoheit der Gemeinden als öffentlich-rechtliche Körperschaften tatsächlich 
erheblich eingeschränkt ist. Der Rahmen der Gesetze, den die Gemeinden einzuhalten haben, 
bedeutet hier, dass eine eigenverantwortliche Ausgestaltung der Dienst- beziehungsweise 
Arbeitsverhältnisse eigentlich nicht mehr stattfindet. Frei sind die Gemeinden nur noch in der Frage, 
in welchem Umfang sie in ihrem Stellenplan Mitarbeiter vorsehen und wen sie für die einzelnen 
Stellen einstellen. Spätestens bei der Eingruppierung der konkreten Mitarbeiter und der Arbeitszeit 
tritt dann jedoch bereits eine fast vollständige Bindung ein. Auf Grund der Bindung an den Rahmen 
der Gesetze dürfen die Gemeinden nicht mit besonderen Zulagen versuchen, besonders qualifizierte 
Mitarbeiter anzuwerben oder zu behalten.“ 
 
Der in der Kommentarmeinung formulierte weitgehende Ausschluss über- und außertariflicher 
Zahlungen soll eine möglichst gleichmäßige Behandlung der kommunalen Tarifkräfte sicherstellen. 
Zugleich soll dies dazu beitragen, dass die Chancen finanzschwächerer Kommunen bei der 
Gewinnung und Beschäftigung von Personal nicht unnötig geschmälert werden. Letztendlich wird 
damit auch dem haushaltsrechtlichen Sparsamkeitsprinzip Rechnung getragen. 
 
Eine Legaldefinition des Terminus “Allgemeinen Vorschriften für den öffentlichen Dienst“ als 
Rechtsbegriff liegt nach ersten Recherchen jedoch nicht vor. Darüber hinaus findet im Gesetzestext 
des § 48 HGO keine explizite formulierte Tarifbindung, analog beispielsweise des § 61 
„Rechtsstellung“ GemO Rheinland-Pfalz, statt. 
 
Unabhängig der vorangegangenen rechtlichen Gegebenheiten besteht nichtdestotrotz weiterhin die 
Möglichkeit gemäß Beschluss des Präsidiums des kommunalen Arbeitgeberverbandes (KAV) 
Hessen die sogenannte Arbeitsmarktzulage, deren Anwendungsbereich seit 2020 gerade in Bezug 
auf ganze Beschäftigtengruppen erweitert wurde, zu zahlen. Der Beschluss sieht vor, dass:  
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 -„soweit es zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bindung von qualifizierten 
 Fachkräften im Einzelfall erforderlich ist, Beschäftigten nach freiem Ermessen zusätzlich zu 
 dem ihnen zustehenden Entgelt eine widerrufliche Zulage in Höhe von bis zu 20 % der Stufe 
 2 der jeweiligen Entgeltgruppe gezahlt werden [kann], 
 
 -die Zulage auch für Gruppen von Beschäftigten gewährt werden [kann], sofern es sich um 
 vom Konkurrenzdruck wegen starker Nachfrage und fehlendem Arbeitskräfteangebot auf 
 dem Arbeitsmarkt betroffene Beschäftigtengruppen oder um ein gegenüber dem privaten 
 lokalen Arbeitsmarkt erheblich nachteiliges Entgeltniveau handelt, 
 
 -die Zulage befristet werden [muss].  
 
 Die Inanspruchnahme der Zulage ist im jeweiligen Einzelfall unter Angabe der Gründe für  
 die Gewährung an den Kommunalen Arbeitgeberverband Hessen e.V. zu melden.“ 
 
Sowohl eine persönliche Zulage, als auch z.B. die Erstattung von Kinderbetreuungskosten wird in 
diesem Kontext als Zulage verstanden, und ist somit vor dem Hintergrund des Beschluss des 
Präsidiums des kommunalen Arbeitgeberverbandes (KAV) auf die 20 % zur Stufe 2 der jeweiligen 
Endgeldgruppe begrenzt.  
 
Hierzu ein Rechenbeispiel:  
Ausgehend des ab dem 1. März 2024 gültigen Tabellenentgelts für den Tarifvertrag für den 
Öffentlichen Dienst, Sozial- und Erziehungsdienst 2024 der Entgeltgruppe 8a Stufe 2 in Höhe von 
EUR 3.526,31 (ohne SuE – Zulage in Höhe von EUR 130,00) besteht ein möglicher maximaler 
monatlicher Zulagenspielraum in Höhe von ca. EUR 705. 
 
Es bleibt zu prüfen, ob die übertariflichen Zahlung der Entgeltgruppe 8b im Bereich des Sozial- und 
Erziehungsdienst nicht faktisch bereits partiell diesen Betrag entsprechend reduziert. 
 
Sollte die Gemeindevertretung eine vollumfängliche Ausschöpfung dieses Spielraums (monatliche 
EUR 705) für das gesamte Personal im Erziehungsdienst in Erwägung ziehen, so muss mit 
zusätzliche Personalkosten von bis zu TEUR 800 gerechnet werden.  
 
Grundelemente des Konzeptes: 
 
Grundsätzlich bestehen zwei mögliche Anreizvarianten: 
 

- Zahlung von (persönlichen) Zulagen gemäß Beschluss des Präsidiums des kommunalen 
Arbeitgeberverbandes (KAV) 
 

- Weitere Maßnahmen der Attraktivitätssteigerung; z.B. 
o Übernahme von Kinderbetreuungskosten 
o Vergünstigungen von Dauerkarten des Egelsbacher Freibades 
o Angebot von Jobtickets 
o Sonstige Sachbezüge 

 
Auch die Möglichkeit der zur Verfügungsstellung beider Anreizvarianten in Kombination ist zu prüfen. 
 
Im Sinne des Gleichbehandlungsprinzips sollen bei allen möglichen Anreizvarianten, soweit rechtlich 
möglich, alle Beschäftigte der Gemeinde Egelsbach anspruchsberechtigt sein, auf deren Beschäfti-
gungsverhältnis der TVöD Anwendung findet und länger als 6 Monate beschäftigt sind. 
 
Bei sämtlichen Maßnahmen ist zu prüfen, ob die Höhe der zusätzlichen Leistungen durch die Ge-
meinde Egelsbach anhand des Kriterium „Arbeitszeit“ festgelegt werden kann, um einen erhöhten 
Anreiz für das Arbeiten in Vollzeit zu schaffen.  
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Arbeitgeberzuschuss zur Kinderbetreuung: 
 
Da die Übernahme der Kinderbetreuungskosten in der Prüfung ein besonderes Augenmerk erhalten 
soll, sei hier noch auf ein paar Rahmenbedingungen zu dieser Thematik hingewiesen: 
 

- Grundsätzlich sind zwei Wege der Erstattung möglich: 
 

o Ermäßigte Gebühren über die Ausgestaltung der Satzung: Hier ist zu prüfen, ob dies 
satzungstechnisch rechtssicher umgesetzt werden kann 
 

o Erstattung von Gebühren über die “Entgeltabrechnung“: Dieser Weg wird rechtlich 
wohl als Zulage bewertet werden müssen und somit auf die oben angeführten 20 % 
zur Stufe 2 anzurechnen sein; die Erstattung der Gebühren durch den Arbeitgeber ist 
bis zum Schuleintritt steuerfrei (§ 3 Nr. 33 EStG) 

 
Es ist zu klären und entscheiden ob ausschließlich Gebühren für die Betreuung von Kindern in 
gemeindeeigenen Kindertagesstätten der Gemeinde Egelsbach oder eine Erstattung ebenfalls für 
die Betreuung von Kindern in nicht gemeindeeigene Kindertagesstätten gewährt wird. 
 
Nach der ersten Hochrechnung werden die Aufwendungen für die aktuell in der Gemeinde 
Egelsbach Beschäftigten je nach Ausgestaltung der Staffelung der Erstattung zwischen TEUR 65 
und TEUR 129 betragen: 
 

Bereich 
Kosten 

Ganztagesplatz 
Gemeinde Egelsbach 

Anzahl 
Kinder 

Kosten 
Vollerstattung 

Kosten 75 % 
Erstattung 

Kosten 50% 
Erstattung 

U 3 417 € 16 80.064 € 60.048 € 40.032 € 
Ü 3 193 € 21 48.636 € 36.477 € 24.318 € 

 Summe: 37 128.700 € 96.525 € 64.350 € 
 
 
 
Es ist abschließend darauf hinzuweisen, dass alle finanziellen Anreize erst gewährt werden können, 
wenn das notwendige Budget durch Genehmigung des Haushalts 2024 zur Verfügung steht. Bis 
dahin soll das Konzept ausgearbeitet und rechtlich geprüft sein. Entsprechende 
Dienstvereinbarungen sind mit dem Personalrat zu treffen.  




